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Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Das Zweite Vermögensbildungsgesetz in der Fassung von 1969 
gibt die Möglichkeit, gesetzliche Regelungen über vermögens- 
wirksame Leistungen auch für Beamte und Richter sowie für 
Berufs- und Zeitsoldaten zu treffen. Derartige Leistungen wer- 
den seit dem 1. Januar 1970 den Arbeitnehmern des Bundes, 
der Länder und Gemeinden bis zu einer Einkommensgrenze 
von 1000 DM auf Grund von Tarifverträgen gewährt. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht eine im wesentlichen gleiche Regelung für 
die Beamten sowie für die Berufs- und Zeitsoldaten vor. Ver- 
mögenswirksame Leistungen erhalten Beamte sowie Berufs- 
und Zeitsoldaten der Besoldungsgruppen A 1 bis A 8 mit einem 
Grundgehalt bis zu 811 DM sowie — wenn der Deutsche Bun- 
destag der Empfehlung des Innenausschusses folgt — Unter- 
haltszuschuß-Empfänger. Die Höhe der vermögenswirksamen 
Leistungen beträgt monatlich 13 DM, für Teilzeitbeschäftigte 
6,50 DM. 


C. Alternativen 

Ein Antrag, in § 1 Abs. 1 die Beschränkung auf ein Grund- 
gehalt von monatlich 811 DM zu streichen, wurde von der 
Mehrheit des Ausschusses abgelehnt. 


D. Kosten 

Der Mehraufwand für den Bundeshaushalt beträgt jährlich rund 
30,2 Millionen DM. Durch die Einbeziehung der Unterhalts- 
zuschuß-Empfänger wird sich dieser Betrag um 1 Million DM 
erhöhen. 
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Schriftlicher Beridit 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über vermögenswirksame Leistungen 

— Drucksache VI/797 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Tübler 


I. Allgemeines 

Der Entwurf — Drucks adie W797 — wurde von 
der Bundesregierung mit Datum vom 20. Mai 1970 
beim Deutschen Bundestag eingebradit und von die- 
sem in der 52. Sitzung am 26. Mai 1970 ohne Aus- 
sprache an den Innen ausschuß federführend, an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialpolitik mitberatend 
und an den Haushaltsaussdiuß gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung überwiesen. Der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialpolitik hat am 26. Mai 1970 zu 
dem Gesetzen wurf Stellung genommen; der Innen- 
ausschuß hat seine Beratung in der 24. Sitzung am 
2. Juni 1970 abgeschlossen. Der Haushaltsausschuß 
wird seinen Bericht gemäß § 96 der Geschäftsord- 
nung gesondert vorlegen. 

II. Im einzelnen 

Das Zweite Vermögensbildungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1853) läßt u. a. neben Tarif- 
vereinbarungen über vermögenswirksame Leistun- 
gen entsprechende gesetzliche Regelungen für Be- 
amte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
zu. 

Die dem Hohen Haus vom Innenausschuß zur An- 
nahme empfohlene Fassung des Gesetzentwurfs 
stellt eine erste gesetzliche Konkretisierung dieser 
durch das 2. VermBG gegebenen Möglichkeit dar. 
Nach dem Entwurf sollen zunächst Beamte, Berufs- 
soldaten und Soldaten auf Zeit der Besoldungs- 
gruppen A 1 bis A 8 mit einem monatlichen Grund- 
gehalt bis zu 811 DM sowie Bundesbeamte auf 


Widerruf im Vorbereitungsdienst vermögenswirk- 
same Leistungen von monatlich 13 DM erhalten. 
Diese Leistungen werden nach Maßgabe des 
2. VermBG gewährt. Hieraus ergibt sich die gesell- 
schaftspolitische Zweckbestimmung der Leistungen 
als Beitrag zur Förderung der Vermögensbildung 
der im Berufsleben unselbständig Beschäftigten 
und die Beschränkung des berechtigten Personen- 
kreises auf die im aktiven Dienst befindliche Perso- 
nengruppe, außerdem die Möglichkeit der Berech- 
tigten, die gesetzlich zugelassenen Anlagearten zu 
wählen. 

Ein Antrag der Mitglieder der Fraktion der CDU/ 
CSU des Ausschusses, in § 1 Abs. 1 die Worte 
„deren monatliches Grundgehalt nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz in den Besoldungsgruppen A 1 
bis A 8 im Monat Januar 1970 811 DM nicht über- 
schreitet" zu streichen, wurde von der Mehrheit 
des Ausschusses wegen der finanziellen Auswirkun- 
gen abgelehnt. Dabei wurde darauf hingewiesen, 
daß eine derartige Erweiterung des Kreises der 
Anspruchsberechtigten auch Folgerungen für den 
Tarifbereich haben würde, für den seit dem 1. Ja- 
nuar 1970 eine dem Gesetzentwurf entsprechende 
Regelung gilt. Dagegen war der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß auch Bundesbeamte auf Widerruf, die 
Unterhaltszuschuß erhalten, grundsätzlich in den 
Kreis der Anspruchsberechtigten aufgenommen wer- 
den sollten und billigte die hierfür notwendigen 
Änderungen des Gesetzentwurfs einstimmig. 

Der Ausschuß erörterte ebenfalls, ob auch Emp- 
fänger von Versorgungsbezügen Vermögens wirk- 
same Leistungen erhalten sollten, kam aber zu der 
Auffassung, daß diese Frage noch nicht entschei- 
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dungsreif ist, weil sie — abgesehen von den finan- 
ziellen Auswirkungen — in engem Zusammenhang 
mit der Gewährung vermögenswirksamer Leistun- 
gen an andere aus dem Erwerbsleben Ausgesdiie- 
dene geprüft werden muß. Die Erhöhung des vor- 
gesehenen Betrages von monatlich 13 DM wurde 
ebenfalls geprüft, jedoch sah sich der Ausschuß 
wegen der finanziellen Auswirkungen nicht in der 
Lage, hierzu einen Vorschlag zu machen. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, § 2 des Ge- 
setzentwurfs zu streichen, weil es nicht gerecht- 
fertigt ist, den von Disziplinarmaßnahmen betroffe- 
nen Beamten, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
auch noch Nachteile bei der Vermögensbildung zu- 
zufügen. Der Wegfall des § 2 Abs. 2 soll durch die 
vorgeschlagene Änderung des § 1 Abs. 3 ausge- 
glichen werden. 


Die weiteren Änderungen des Gesetzentwurfs 
sind redaktionell bedingt. Im übrigen wird auf die 
Begründung des Regierungsentwurfs (Drucksache 
W797, Seite 4) verwiesen. 

Der Ausschuß ist der Empfehlung des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialpolitik gefolgt, die Überschrift 
des Gesetzentwurfs zu verdeutlichen, um Verwechs- 
lungen mit anderen Gesetzen zu verhindern. Dabei 
wurde auch erörtert, ob die „Richter" in die Über- 
schrift einbezogen werden sollten. Der Ausschuß sah 
dies jedoch nicht als zweckmäßig an, weil sie nach 
der dem Hohen Hause zur Annahme empfohlenen 
Fassung des Gesetzentwurfs noch nicht zu den An- 
spruchsberechtigten gehören. Der Ausschuß ent- 
schied sich deshalb für die Überschrift „Entwurf 
eines Gesetzes über vermögenswirksame Leistungen 
für Bundesbeamte, Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit". 


Bonn, den 2. Juni 1970 


Frau Tübler 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 'VI/797 — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellrmg 
ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. Juni 1970 


Der Innenaussdiuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Frau Tübler 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über vermögenswirksame Leistungen 

— Drucksache VI/797 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über vermögenswirksame Leistungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Vermögenswirksame Leistungen nach dem 
Zweiten Vermögensbildungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1853) erhalten 

1. Bundesbeamte, 

2. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, 

deren monatliches Grundgehalt nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz in den Besoldungsgruppen A 1 bis 
A 8 im Monat Januar 1970 811 Deutsche Mark nicht 
überschreitet. Bei teilzeitbeschäftigten Beamtinnen 
ist von dem Grundgehalt auszugehen, das sie erhal- 
ten würden, wenn ihre Arbeitszeit nicht ermäßigt 
wäre. 

(2) Steht dem Berechtigten ein Grundgehalt erst 
in einem späteren Kalendermonat zu, tritt dieser an 
die Stelle des Monats Januar 1970. 

(3) Vermögenswirksame Leistungen werden für 
die Kalendermonate gewährt, in denen dem Berech- 
tigten Dienstbezüge zustehen. 

(4) Der Anspruch auf die vermögenswirksamen 
Leistungen entsteht frühestens für den Kalender- 
monat, in dem der Berechtigte die nach § 5 Abs. 1 
erforderlichen Angaben mitteilt, und für die beiden 
vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über vermögenswirksame Leistungen 

für Bundesbeamte, Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


(1) Vermögenswirksame Leistungen nach dem 
Zweiten Vcrmögensbildungsgesetz in der jeweils 
geltenden Fassung erhalten 

1 . Biindesbeamte, Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit, 

2. Bundesbeamte auf Widerruf im Vorbereitungs- 
dienst, 

deren monatliches Grundgehalt nach dem Bundes- 
besoldungsgesetz in den Besoldungsgruppen A 1 bis 
A 8 oder deren Grundbetrag des Unterhaltszuschus- 
ses zuzüglich Alterszuschlag im Monat Januar 1970 
811 Deutsche Mark nicht überschreitet. Bei teilzeit- 
beschäftigten Beamtinnen ist von dem Grundgehalt 
auszugehen, das sie erhalten würden, wenn ihre 
Arbeitszeit nicht ermäßigt wäre. 

(2) Steht dem Berechtigten ein Grundgehalt oder 
Unterhaltszuschuß erst in einem späteren Kalender- 
monat zu, tritt dieser an die Stelle des Monats 
Januar 1970. 

(3) Vermögenswirksame Leistungen werden für 
die Kalendermonate gewährt, in denen dem Berech- 
tigten Dienstbezüge oder Unterhaltszuschuß zu- 
stehen und er diese Bezüge erhält. 

(4) unverändert 
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Entwurf Beseht 

§ 2 

(1) Personen, deren Bezüge im jeweiligen Kalen- 
dermonat auf Grund einer disziplinarrechtlichen 
Maßnahme teilweise einbehalten werden, erhalten 
die vermögenswirksame Leistung nur, wenn die 
einbehaltenen Beträge nachzuzahlen sind. 

(2) Personen, bei denen die Zahlung der Dienst- 
bezüge auf Grund eines Verwaltungsaktes einge- 
stellt ist, erhalten die vermögenswirksame Leistung 
nicht, solange ihre Dienstbezüge nur infolge der 
Aussetzung einer sofortigen Vollziehung oder der 
vollen oder teilweisen Wiederherstellung der auf- 
schiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs auszu- 
zahlen sind. 


§ 3 

(1) Die vermögenswirksame Leistung beträgt 13 
Deutsche Mark, für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen 
6,50 Deutsche Mark. 

(2) Für die Höhe der vermögenswirksamen Lei- 
stung sind die Verhältnisse am Ersten des Kalender- 
monats maßgebend. 

(3) Die vermögenswirksame Leistung ist bis zum 
Ablauf der auf den Monat der Mitteilung nach § 5 
Abs. 1 folgenden drei Kalendermonate, danach mo- 
natlich im voraus zu zahlen. 


§ 4 

(1) Die vermögenswirksame Leistung wird dem 
Berechtigten im Kalendermonat nur einmal gewährt. 

(2) Bei mehreren Dienstverhältnissen ist das 
Dienstverhältnis maßgebend, aus dem der Berech- 
tigte einen Anspruch auf vermögenswirksame Lei- 
stungen hat. Sind solche Leistungen für beide Dienst- 
verhältnisse vorgesehen, sind diese aus dem zuerst 
begründeten Verhältnis zu zahlen. 

(3) Erreicht die vermögenswirksame Leistung nach 
Absatz 2 nicht den Betrag nach § 3 dieses Gesetzes, 
ist der Unterschiedsbetrag aus dem anderen Dienst- 
verhältnis zu zahlen. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für ver- 
mögenswirksame Leistungen aus einem anderen 
Rechtsverhältnis, auch wenn die Regelungen im ein- 
zelnen nicht übereinstimmen. 


§ 5 

(1) Der Berechtigte teilt seiner Dienststelle (1) unve 
schriftlich die Art der gewählten Anlage mit und 
gibt hierbei, soweit dies nach der Art der Anlage 
erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut mit 
der Nummer des Kontos an, auf das die Leistung 
eingezahlt werden soll. 


ässe des 4. Ausschusses 

§ 2 

entfällt 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

ändert 
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Entwurf 

(2) Für die Vermögens wirksamen Leistungen nach 
diesem Gesetz und die vermögenswirksame Anlage 
von Teilen der Dienstbezüge nach § 4 Abs. 1 des 
Zweiten Vermögensbildungsgesetzes soll der Be- 
rechtigte möglichst dieselbe Anlageart und dasselbe 
Unternehmen oder Institut wählen. 

(3) § 2 Abs. 4 des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes gilt mit der Maßgabe, daß die zweckent- 
sprechende Verwendung der Leistungen spätestens 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses nachzuwei- 
sen ist. 

(4) Der Wechsel der Anlage bedarf im Falle des 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes nicht der Zustimmung der zuständigen 
Stelle, wenn der Berechtigte diesen Wechsel aus An- 
laß der erstmaligen Gewährung der vermögenswirk- 
samen Leistung verlangt. 

§ 6 

Mitteilungen nach § 5 Abs. 1 innerhalb von drei 
Monaten nach Ablauf des Monats, in dem dieses 
Gesetz verkündet worden ist, gelten als in dem 
Monat zugegangen, in dem die Voraussetzungen des 
§ 1 erstmals Vorgelegen haben. 

§ 7 

Die zur Durchführung der §§ 1 bis 6 dieses Ge- 
setzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften werden vom Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
und dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erlassen. 

§ 8 

Für die Beamten der Länder sowie der Gemeinden 
und Gemeindeverbände und der anderen der Auf- 
sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts kön- 
nen Regelungen über die Gewährung vermögens- 
wirksamer Leistungen nur durch Landesgesetz ge- 
troffen werden. Dabei dürfen die Leistungen nach 
dem Landesrecht die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Beträge nicht übersteigen und nicht anderen als den 
nach diesem Gesetz berechtigten Personengruppen 
gewährt werden. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Für die vermögenswirksamen Leistungen nach 
diesem Gesetz und die vermögenswirksame Anlage 
von Teilen der Bezüge nach § 4 Abs. 1 des Ver- 
mögensbildungsgesetzes soll der Berechtigte mög- 
lichst dieselbe Anlageart und dasselbe Unternehmen 
oder Institut wählen. 

(3) § 2 Abs. 4 des Vermögensbildungsgesetzes 
gilt mit der Maßgabe, daß die zweckentsprechende 
Verwendung der Leistungen spätestens bei Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses nachzuweisen ist. 

(4) Der Wechsel der Anlage bedarf im Falle des 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 des Vermögensbildungsgesetzes 
nicht der Zustimmung der zuständigen Stelle, wenn 
der Berechtigte diesen Wechsel aus Anlaß der erst- 
maligen Gewährung der vermögenswirksamen Lei- 
stung verlangt. 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 

§ 10 

unverändert 



